
Gemeindeverwaltung
-Ostseebad Binz

Niederschrift

über die konstituierende Sitzung (7. Wahlperiode) der Gemeindevertretung der Gemeinde
Ostseebad Binz am 27.6.2019 —öffentlicher Teil

unter dem Vorsitz von : Herr Kurowski

Vorsitzende der Gemeindevertretung

1. Stellvertreter der Vorsitzenden
2. Stellvertreter der Vorsitzenden

Die Gemeindevertretung:

1. Borchert, Heinz X
2. Böttcher1 Mario X
3. Deutschmann, Kai X
4. Dohrmann, Ulf X
5. Drahota, Grit X
6. Holtz, Helga X
7. Klein, Siegfried X
8. Kurowski, Mario X
9. Mehlhom, Christian X
10. Michalski, Jürgen X
11. Müller, Marvin X
12. Reinbold, Ralf X
13. Reetz, Heike X
14. Schulz, Norbert X
15. Colmsee, Helge X
16. Dr. Tomschin, Manuela X
17. Tomschin, Dietrich X

Mitglieder der Verwaltung:
Herr Karsten Schneider Bürgermeister
Herr Axel Behrens 2. Stell. des Bürgermeisters
Frau Rita Küster Amtsleiterin Zentrale Dienste
Herr Kai Gardeja Kurdirektor



Protokoll der konstituierenden Sitzung der Gemeindevertretung am 27.6.2019

öffentlicher Teil

Teilnehmer siehe Anwesenheitsliste

Ort: Haus des Gastes, Heinrich-Heine-Straße 7

Beginn: 18:30 Uhr

Ende: 20:15 Uhr

Zu 1.,1.1., 1.2
Herr Borchert als ältestes Mitglied der Gemeindevertretung eröffnet die Sitzung und begrüßt
die Abgeordneten, den Bürgermeister, die Amtsleiter, den Kurdirektor sowie die Vertreter der
Presse und die anwesenden Gäste.
In seiner Eröffnungsrede spricht Herr Borchert seine Glückwünsche gegenüber allen
Gemeindevertretern aus und wünscht ihnen alles Gute für ihre Arbeit, viel Erfolg bei ihren
Aktivitäten, Vorhaben und Verpflichtungen in den kommenden fünf Jahren.
Er stellt die fristgerechte Ladung und Beschlussfähigkeit fest.
Die Beschlussfähigkeit ist gegeben. Es sind alle Gemeindevertreter anwesend.

Zu i.a
Herr Böttcher stellt den Antrag, die Beschlussvorschläge TOP 26-28 zum Wirtschaftplan
2019 des Eigenbetriebes Kurverwaltung, die Neufassung zur Kurabgabensatzung und zur
Anderung der Fremdenverkehrsabgabensatzung einschließlich Kalkulationen von der
Tagesordnung zu nehmen. Er begründet seinen Antrag damit, dass die vorherige
Gemeindevertretung bereits eine Kalkulation zur Kurabgabensatzung und zur
Fremdenverkehrsabgabensatzung vorgelegt bekommen habe. Diese wurde von der
Gemeindevertretung abgelehnt. Daraufhin habe der Kurdirektor eine klare Aufgabenstellung
zur Uberarbeitung erhalten. Die neue Kalkulation wurde den Gemeindevertretern mit den
Beschlussvorlagen zur heutigen Sitzung gereicht. Herr Böttcher bemängelt, dass die
Vorbereitungszeit zu kurz ist. Zudem kommt hinzu, dass die neu gewählten Vertreter
keinerlei Vorkenntnisse haben.

Herr Dohrmann bittet Herrn Gardeja um eine Stellungnahme.

Frau Dr. Tomschin merkt an, dass das Thema Kalkulation der Kurabgabe — insbesondere
die Erhebung einer Kurabgabe für Kinder - und die Fremdenverkehrsabgabe zeitnah in
einer Sondersitzung diskutiert werden muss. Zudem habe sich die alte Gemeindevertretung
dahingehend verständigt, die Fremdenverkehrsabgabe erst ab 2020 auf neue rechtssichere
Beine zu stellen.

Herr Dohrmann macht deutlich, dass die Kalkulationen für die Kur- und
Fremdenverkehrsabgaben nach ausreichender Debatte von Herrn Gardeja bereits
nachgebessert wurden. Um handlungsfähig zu sein, ist die Verabschiedung jetzt wichtig.

Herr Gardeja äußert, dass für ihn Rechtsstaatlichkeit nicht verhandelbar und diskutierbar
ist. Grundlage für die Abgabenkalkulation bilden die voraussichtlich laufenden Kosten 2019
bis 2021, zudem Abschreibungen und Zuschüsse sowie zu erwartende Ubemachtungen
und Tagesgäste. Herr Gardeja erläutert, dass Tagesgäste weniger Leistungen in Anspruch
nehmen als Ubernachtungsgäste und dem ist Rechnung zu tragen. Der Kurabgabensatz
wurde nicht zu 100 % auf die Tagesgäste umgelegt. Wir haben bereits lange darüber
diskutiert. Am 25.10.2018 wurde erstmalig eine Kalkulation eingereicht, die nicht akzeptiert
wurde. Daraufhin wurde entsprechend nachjustiert. Nunmehr wurde versucht, die
Aufgabenstellung abzubilden - aber es gibt Grenzen. Er macht deutlich, dass es keine
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Abkehr von der Empfehlung geben werde. Insofern werde er nur auf der Grundlage, der
vorliegenden Beschlussvorschläge, in die Diskussion gehen.

Herr Borchert lässt über den Antrag von Herrn Böttcher abstimmen.

Abstimmung: Ja/Stimmen: 14
Nein/Stimmen: 3
Enthaltungen: keine

Herr Borchert bittet um Bestätigung der Tagesordnung in der geänderten Fassung.

Beschluss-Nr. 48-01-2019
Die Gemeindevertretung beschließt in ihrer Sitzung am 27.6.2019 die Anderung der
Tagesordnung.

öffentlicher Teil

1. Eröffnung der Sitzung durch das älteste Mitglied der Gemeindevertretung
1.1 Feststellen der form- und fristgerechten Ladung
1.2 Feststellen der Beschlussfähigkeit
1.3 Feststellen der Tagesordnung
2. Ehrennadelverleihung für langjähriges kommunalpolitisches Engagement
3. Wahl des Vorsitzenden der Gemeindevertretung
4. Verpflichtung und Einführung des Vorsitzenden
5. Verpflichtung aller Mitglieder der Gemeindevertretung
6. Wahl der zwei Stellvertreter des Vorsitzenden der Gemeindevertretung
7. Wahl des Ersten und Zweiten Stellvertreters des Bürgermeisters
8. Antrag der Fraktion BfB ‚Bürger für Binz“ zur Neufassung der Hauptsatzung
9. Wahl der Hauptausschussmitglieder

10. Wahl der Mitglieder der Fachausschüsse
10.1 Finanzausschuss
10.2 Rechnungsprüfungsausschuss
10.3 Ausschuss Soziales, Bildung und Sport
10.4 Ausschuss für Bau, Verkehr und Umwelt
10.5 Betriebsausschuss des Eigenbetriebes Kurverwaltung

11. Wahl der Vertreter in den Aufsichtsrat der Wohnungsverwaltung Binz GmbH

12. Beschlussvorschlag zur Vertretung der Gemeinde Ostseebad Binz im kommunalen
Anteilseignerverband Ostseeküste der E.ON edis AG

13. Beschlussvorschlag zur Vertretung der Gemeinde Ostseebad Binz durch einen
Schaubeauftragten im Wasser- und Bodenverband Rügen

14. Beschlussvorschlag zur Vertretung der Gemeinde Ostseebad Binz im Vorstand des
Wasser- und Bodenverbandes Rügen

15. Beschlussvorschlag zur Vertretung der Gemeinde Ostseebad Binz im Zweckverband
Wasserversorgung und Abwasserbehandlung Rügen

16. Beschlussvorschlag zur Vertretung der Gemeinde Ostseebad Binz im
Landschaftspflegeverband Rügen e.V

17. Wahl der Delegierten zur Mitgliederversammlung des Städte- und Gemeindetages
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18. Beschlussvorschlag zur Feststellung des Jahresabschlusses 2017 sowie zur
Ergebnisverwendung für den Eigenbetrieb Kurverwaltung Ostseebad Binz

19. Beschlussvorschlag zur Einführung Doppelhaushalt ab 2020/2021 von
Gemeindeverwaltung und Kurverwaltung Ostseebad Binz

20. Beschlussvorschlag zur Umbenennung der Straßennamen in Prora

21. Beschlussvorschlag zur Satzung über eine Veränderungssperre für den
Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 39 „Wohnen am Potenberg‘ der Gemeinde
Ostseebad Binz
Hier: 2. Verlängerung der Satzung

22. Beschlussvorschlag zur Herstellung des gemeindlichen Einvemehmens zu einer
Ausnahme von der Veränderungssperre im Bereich des sich in Aufstellung befindlichen
Bebauungsplanes Nr. 39 „Wohnen am Potenberg“ der Gemeinde Ostseebad Binz
Hier Antrag auf Ausnahme von der Veränderungssperre (Bahnhofstraße 40)

23. Beschlussvorschlag zur Herstellung des gemeindlichen Einvernehmens zu einer
Ausnahme von der Veränderungssperre im Bereich des sich in Aufstellung befindlichen
Bebauungsplanes Nr. 39 ‚Wohnen am Potenberg“ der Gemeinde Ostseebad Binz
Hier: Antrag auf Ausnahme von der Veränderungssperre (Pantower Weg 9)

24. Beschlussvorschlag zur Herstellung des gemeindlichen Einvernehmens zu einer
Ausnahme von der Veränderungssperre im Bereich des sich in Aufstellung befindlichen
Bebauungsplan Nr. 43
„Quartier an der Kleinbahn“ der Gemeinde Ostseebad Binz
Hier: Antrag auf Ausnahme von der Veränderungssperre

25. Beschlussvorschlag zur Herstellung des gemeindlichen Einvernehmens zum Antrag auf
Befreiung von den Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 34 „Wohnen am
Eichenweg“ der Gemeinde Ostseebad Binz
Hier: Antrag auf Befreiung von den Festsetzungen des Bebauungsplanes

26. Beschlussvorschlag zum Wirtschaftsplan 2019- Eigenbetrieb Kurverwaltung Ostseebad
Binz

27. Beschlussvorschlag zur Neufassung der Satzung über die Erhebung einer Kurabgabe in
der Gemeinde Ostseebad Binz (Kurabgabensatzung) einschließlich der dazugehörigen
Kalkulation für den Zeitraum 1.1.2019-31.12.2021

28. Beschlussvorschlag zur Satzungsänderung im Rahmen der Erweiterung des
Erhebungsgebietes durch den Ortsteil Prora, verbunden mit der Kalkulation der
Fremdenverkehrsabgabe der Gemeinde Ostseebad Binz vom 01 .01.2019 - 31.12.2021
als 3. Anderung der Fremdenverkehrsabgabensatzung

nichtöffentlicher Teil

29. Informationen/Mitteilungen

Abstimmung: Ja/Stimmen: 17 (einstimmig)
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Zu 2.
Herr Borchert: Im Folgenden geht es um die Ehrennadelverleihung für langjähriges
kommunalpolitisches Engagement.

Herr Schneider würdigt Herrn Karl-Heinz Olschewski für sein langjähriges
kommunalpolitisches Engagement mit der Ehrennadel des Städte- und Gemeindetages. Herr
Olschewski war 20 Jahre lang für Die Linke in der Gemeindevertretung und trat diesmal
nicht mehr zur Wahl an.

Herr Olschewski wünscht der neuen Gemeindevertretung viel Erfolg, immer ein „glückliches
Händchen und hofft, dass sie immer im Sinne des Gemeinwohls handelt.

Zu 3.
Herr Borchert legt dar, dass die Wahl des Vorsitzenden der Gemeindevertretung auf der
Grundlage des § 28 Abs. 2 KV M-V erfolge. Der Vorsitzende habe neben seinen Aufgaben
bei der Vorbereitung und Leitung der Sitzung die Gemeindevertretung nach außen zu
vertreten. Diese Vertretung umfasse nicht nur die Repräsentation der Gemeindevertretung,
sondern auch ihre Vertretung vor Gericht im Fall von Kommunalverfassungsstreitverfahren,
an denen die Gemeindevertretung beteiligt ist.

In Vorbereitung der heutigen Sitzung am 27.6.2019 wurde Herr Mario Kurowski (BfB —

Bürger für Binz) als Kandidat für diese Funktion vorgeschlagen. Der Kandidat hat seine
Bereitschaft erklärt.

Herr Borchert: Anfrage, ob es andere Vorschläge gibt. Dies ist nicht der Fall.

Die Wahl zum Vorsitzenden der Gemeindevertretung erfolgt in offener Abstimmung.
Die Wahl fällt einstimmig aus. Damit ist Herr Kurowski als Vorsitzender der
Gemeindevertreter gewählt

Beschluss-Nr. 49-01-2019
Die Gemeindevertretung wählt in ihrer Sitzung am 27.6.2019 gemäß § 28 Abs. 2 KV M-V
unter der Leitung des ältesten Gemeindevertreters aus der Mitte der Gemeindevertretung
den Vorsitzenden der Gemeindevertretung Herrn Mario Kurowski (BfB — Bürger für
Binz)

Abstimmung: Ja/Stimmen: 17 (einstimmig)

Herr Borchert verpflichtet den gewählten Vorsitzenden der Gemeindevertretung durch
Handschlag auf die gewissenhafte Erfüllung seiner Pflichten zum Wohl der Gemeinde
Ostseebad Binz und übergibt ihm die Leitung der Sitzung.

Herr Schneider beglückwünscht Herrn Kurowski zu seiner Wahl.

Herr Kurowski bedankt sich für das entgegengebrachte Vertrauen.
„Ich versichere Ihnen, dass ich diese Aufgabe mit großem Engagement, Leidenschaft und
höchstem Maß an Neutralität bestreiten werde.
Bevor wir zum TOP 5 kommen — der Verpflichtung der Gemeindevertretung, möchte
ich noch ein paar Sätze voranschicken.
Ich wünsche und erwarte von allen heute hier Gewählten, dass Sie genau wie ich, dieses
Ehrenamt mit Engagement und Leidenschaft bestreiten.
Hervorheben möchte ich, dass Sie die Ihnen übertragenen Aufgaben höchst neutral, ohne
persönliche Befindlichkeiten, Neid oder Missgunst beraten und auch entscheiden. Selbiges
erwarte ich auch von unserem Bürgermeister und unserer Verwaltung.
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Lassen Sie uns gemeinsam diesen wundervollen Ort voranbringen. Ich wünsche mir
spannende, konstruktive - aber auch kritische Gespräche - immer jedoch mit dem Focus,
Binz und Prora mit Blick Richtung Zukunft attraktiv für Einheimische und Gäste zu gestalten.“

Zu5.
Herr Kurowski verpflichtet die übrigen Gemeindevertreter durch Handschlag auf die
gewissenhafte Erfüllung ihrer Pflichten zum Wohl des Ostseebad Binz und Prora.

Zu 6.
Herr Michalski beantragt zur Wahl des 2. Stellvertreters eine geheime Wahl.

Frau Reetz beantragt auch für die Wahl des 1. Stellvertreters eine geheime Wahl.

Herr Kurowski: Laut Geschäftsordnung sind bei geheimen Wahlen drei Stimmzähler aus
der Mitte der Gemeindevertretung zu bestimmen. Es wird vorgeschlagen, von der
Geschäftsordnung abzuweichen und zwei Stimmzähler aus der Verwaltung und einen
Stimmzähler aus der Gemeindevertretung zu bestimmen.
Folgende Personen werden bestimmt:

Frau Sarah Rackow (Gemeindeverwaltung)
Herr Michel Arndt (Gemeindeverwaltung)
Herr Marvin Müller (SPD)

Abstimmung: Ja/Stimmen: 17 (einstimmig)

Als Kandidat für die Wahl des 1. Stellvertreters des Vorsitzenden der Gemeindevertretung
wurde vorgeschlagen:

Herr Dietrich Tomschin

Der Kandidat hat seine Bereitschaft erklärt.

Als Kandidaten für die Wahl des 2. Stellvertreters des Vorsitzenden der
Gemeindevertretung werden vorgeschlagen:

Herr Ralf Reinbold
Herr Siegfried Klein

Die Kandidaten haben ihre Bereitschaft erklärt.

Die Wahl erfolgt in zwei Wahlgängen. Die Stimmzähler ermitteln gemeinsam nach Ende
der Stimmabgabe das Ergebnis und legen es dem Vorsitzenden vor Von den
abgegebenen Stimmen waren 13 gültige Stimmen und 4 ungültige Stimmen. Nach
Auszählung des ersten Wahlganges erreicht der Kandidat Herr Dietrich Tomschin folgendes
Wahlergebnis:

Herr Dietrich Tomschin Ja/Stimmen: 13

Es folgt die Wahl des 2. Stellvertreters. Nach Auszählung des zweiten Wahlganges legen
die Stimmzähler das Ergebnis dem Vorsitzenden vor.
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Nach Auszählung des zweiten Wahlganges erreichten die Kandidaten Herr Ralf Reinbold
und Herr Siegfried Klein folgende Wahlergebnisse:

Herr Ralf Reinbold Ja/Stimmen: 8
Herr Siegried Klein Ja/Stimmen: 9

Beschluss-Nr. 50-01-2019
Die Gemeindevertretung wählt in ihrer Sitzung am 27.6.2019 gemäß § 28 Abs. 5 KV M-V
zwei Stellvertreter des Vorsitzenden der Gemeindevertretung.

Erster Stellvertreter: Herr Dietrich Tomschin (aus der MITTE)
Zweiter Stellvertreter: Herr Siegfried Klein (AfD)

Zu 7.
Herr Kurowski legt dar, dass in hauptamtlich verwalteten Gemeinden ein erster und zweiter
Stellvertreter des Bürgermeisters zu wählen sind, die ihn im Fall seiner Verhinderung
vertreten müssen.
Diese Stellvertreter sind aus dem Kreis der dem Bürgermeister unmittelbar nachgeordneten
leitenden Mitarbeiter der Verwaltung zu wählen.
Sie sind für die Dauer ihrer Amtszeit zu Ehrenbeamten zu ernennen. Ihr bisheriges
Arbeitsverhältnis bleibt davon unberührt.

Als Kandidaten für die Wahl der Stellvertreter des Bürgermeisters wurden von der
Verwaltung vorgeschlagen:

1. Stellvertreterin Frau Romy Guruz Amtsleiterin Bauamt, Verkehr und
Sondernutzung

2. Stellvertreter Herr Axel Behrens Amtsleiter Kämmerei

Nach § 38 Abs. 9 KV M-V muss der Bürgermeister oder jemand aus der ihm unmittelbar
nachgeordneten Mitarbeiterschaft einen entsprechenden Bachelorabschluss oder eine
zehnjährige Berufserfahrung im öffentlichen Dienst nachweisen. Die entsprechenden
Voraussetzungen liegen vor.

Die Kandidaten haben ihre Bereitschaft erklärt.

Herr Michalski stellt den Antrag, über die Kandidaten Frau Romy Guruz und Herrn Axel
Behrens einzeln abzustimmen.

Die Wahl des Ersten Stellvertreters erfolgt in offener Abstimmung.

Frau Romy Guruz Ja/Stimmen: 7
Nein/Stimmen: 10

Die Wahl der stellvertretenden Bürgermeister erfordert mehr als die Hälfte der Stimmen aller
Gemeindevertreter.
Die absolute Mehrheit wurde nicht erreicht. Es findet ein zweiter Wahlgang statt.

Frau Romy Guruz Ja/Stimmen: 7
Nein/Stimmen: 10

Somit ist Frau Romy Guruz als Erste Stellvertreterin nicht gewählt und die Wahl eines neuen
Bewerbers findet in der nächsten Sitzung statt.
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Es folgt die Wahl des Zweiten Stellvertreters in offener Abstimmung.

Herr Axel Behrens Ja/Stimmen: 17(einstimmig)

Beschluss-Nr. 51-01-2019
Die Gemeindevertretung wählt in ihrer Sitzung am 27.6.2019 gemäß § 40 Abs. 1 und 3 der
Kommunalverfassung M-V (KV M-V) einen Stellvertreter des Bürgermeisters für die Dauer
der Wahlperiode und ernennt diesen für diese Zeit zum Ehrenbeamten.

Als 2. Stellvertreter des Bürgermeisters wird für die Dauer der Wahlperiode
Herr Axel Behrens gewählt und zum Ehrenbeamten ernannt.

Abstimmung: Ja/Stimmen: 17 (einstimmig)

Herr Schneider überreicht Herrn Behrens die Ernennungsurkunde. Herr Behrens legt
gegenüber dem Bürgermeister den Diensteid ab.

Zu 8.
Herr Colmsee: In den letzten Jahren wurden einige Entscheidungen aus Zeitgründen in den
Hauptausschuss verwiesen. Der Hauptausschuss als einziger beschließender Ausschuss
soll zukünftig öffentlich tagen und mehr Befugnisse bekommen. Durch die frühe
Einbeziehung der Offentlichkeit und Transparenz in den Entscheidungen soll den Bürgern
wieder mehr Mitspracherecht eingeräumt werden.

Herr Dohrmann spricht sich dafür aus, die Entscheidungsbefugnisse des Bürgermeisters
nicht unnötig einzuschränken (Vertrauensbasis). Die Wertgrenzen sind nach seiner
Auffassung zu niedrig angesetzt und schränken den Bürgermeister in der
Handlungsfähigkeit ein bzw. verzögere Verwaltungsvorgänge. Es entstehe ein zu langer
Kommunikationsweg. Hinzu kommt, dass die Tagesordnungen noch umfangreicher werden
was zu längeren Sitzungen und Diskussionen führt. Zudem werden im Hauptausschuss die
gleichen Beschlussvorlagen beraten wie in der Gemeindevertretung. Grundstücks- und
Personalangelegenheiten müssen ohnehin nichtöffentlich beraten werden.

Frau Reetz könne bei den derzeitigen Wertgrenzen nicht erkennen, dass damit Schindluder
getrieben wurde. Insofern sehe sie keinen Handlungsbedarf, die Wertgrenzen und die
Entscheidungsbefugnisse des Bürgermeisters in Personalangelegenheiten zu reduzieren. In
Bezug auf die Personaleinstellungen könne sie nicht feststellen, dass in den letzten fünf
Jahren etwas komplett schief gelaufen sei.,, Im Gegenteil, wir können nach wie vor viele
Stellen nicht besetzten, weil es zu wenig Bewerber gibt.“

Beschluss-Nr. 52-01-2019
Die Gemeindevertretung beschließt in ihrer Sitzung am 27.6.2019 folgende Anderungen der
Hauptsatzung:

Zu § 5 Aufgabenverteilung / Hauptausschuss wird wie folgt geändert:

Abs. 1 Satz 2 wird aufgehoben
„Die Gemeindevertretung wählt daneben acht weitere Mitglieder der Gemeindevertretung als
stellvertretende Hauptausschussmitglieder nach den Grundsätzen der Verhältniswahl.“
und wie folgt gefasst:
Es gelten die Vertretungsregelungen der anderen Ausschüsse. (~ 5 Abs. 3)

Absatz 3 ist wie folgt zu ändem:
„Dem Hauptausschuss wird die Befugnis übertragen, bis zu folgenden Wertgrenzen
Vermögensgegenstände zu erwerben und über Gemeindevermögen zu verfügen:
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1. über Verträge, die auf einmalige Leistungen gerichtet sind, innerhalb einer Werigrenze
von 5.000 € bis 25.000€, sowie bei wiederkehrenden Leistungen innerhalb einer Wertgrenze
von 2.500€ bis 5.000€ pro Monat.

2. über außer- und überpianmäßigen Aufwendungen bzw. Auszahlungen innerhalb einer
Wertgrenze von 5.000€ bis 10.000 €je Ausgabenfall.
Die Bestimmungen des § 48 Abs. 2 Kommunalverfassung M-V sind zu beachten.

7. über städtebauliche Verträge innerhalb einer Wertgrenze von 25.000€ bis 100.000 €

8. a) über die Vergabe nach VOL ab 25.000€ bis 100.000€, nach VOB ab 30.000€ bis
125.000 € und bei freiberuflichen Leistungen ab 5.000 € bis 100.000 € soweit der Auftrag
auf eine einmalige Leistung gerichtet ist.

8. b) soweit der Auftrag auf wiederkehrende Leistungen gerichtet ist, nach der VOL ab einem
bestimmten Jahresbeitrag der wiederkehrenden Leistungen von 25.000 € bis 250.000 € und
nach der VOB ab einem geschätzten Jahresbeitrag der wiederkehrenden Leistungen von
125.000 € bis 250.000 €‚ wobei mit der Entscheidung zur Einleitung des Verfahrens dem
Bürgermeister zugleich die Ermächtigung erteilt wird, nach durchgeführtem Verfahren den
Zuschlag zu erteilen.

Absatz 4 ist wie folgt zu ändern:
„Der Hauptausschuss entscheidet im Einvernehmen mit dem Bürgermeister in
Personalangelegenheiten. Er ernennt, befördert und entlässt Beamte ab Laufbahngruppe 2.
Beschäftigte ab Entgeltgruppe 9 werden durch den Hauptausschuss eingestellt,
höhergruppiert und gekündigt. Ab Entgeltgruppe 11 entscheidet die Gemeindevertretung
über Einstellung, Höhergruppierung oder Kündigung Beschäftigter.

Bei Entscheidungen nach Satz 1 - 3, die den Eigenbetrieb Kurverwaltung betreffen, ist die
Betriebsleitung zu hören.“

Absatz 7 ist zu streichen:
‚Dem Hauptausschuss wird die Zuständigkeit für die Befassung mit
Dienstaufsichtsbeschwerden gegen den Bürgermeister in der Funktion als
Dienstvorgesetzter übertragen.“

Absatz 8 wird als Absatz 7 fortgeführt und ist wie folgt zu ändern:
„Die Sitzungen des Hauptausschusses sind öffentlich. Die Offentlichkeit ist grundsätzlich in
folgenden Fällen ausgeschlossen:

1. Personalangelegenheiten außer Wahlen
2. Steuer- und Abgabeangelegenheiten Einzelner
3. Grundstücksgeschäfte
4. Vergabe von Aufträgen
5. Angelegenheiten, die dem Sozialgeheimnis unterliegen“

Zu § 6a Zuständigkeiten der Betriebsleitung des Eigenbetriebes Kurverwaltung — ist zu
streichen. (Regelungen in der Eigenbetriebssatzung)

Zu § 7 Bürgermeister:

In Absatz 2 Punkt 3 ist der letzte Satz wie folgt zu ändern:
Bei Erklärungen gegenüber Gerichten liegt diese Wertgrenze bei 5.000 €.“

Absatz 2 Punkt 4 ist wie folgt zu ändern:
„Entscheidungen über städtebauliche Verträge unterhalb einer Wertgrenze von 25.000 €“
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Absatz 2 Punkt 5 ist wie folgt zu ändern:
„Entscheidungen über die Vergabe nach VOL unterhalb einer Wertgrenze von 25.000 €‚
nach VOB unterhalb einer Wertgrenze von 30.000€ und freiberuflichen Leistungen unterhalb
einer Wertgrenze von 5.000 €“

Absatz 3 ist wie folgt zu ändern:
„Für die Gemeindeverwaltung und deren nachgeordnete Einrichtungen ernennt, befördert
und entlässt der Bürgermeister die Beamtinnen und Beamten der Laufbahngruppe 1.
Beschäftigte bis zur Entgeltgruppe 8 werden durch ihn eingestellt, höhergruppiert,
rückgruppiert und entlassen. Für den Eigenbetrieb Kurverwaltung entscheidet bis zu den
vorgenannten Grenzen der Betriebsleiter im Einvernehmen mit dem Bürgermeister.“

In Absatz 4 ist letzter Satz wie folgt zu ändern:
„Zu allen Entscheidungen vorgenannten Absatzes soll der Bürgermeister vorher eine
Stellungnahme des Bauausschusses einholen. Er unterrichtet die Gemeindevertretung
fortlaufend über die getroffenen Maßnahmen nach diesem Absatz.“

Absatz 5a ist neu aufzunehmen:
„Der Bürgermeister informiert die Gemeindevertretung über Vorgänge in Verbänden und
Organisationen, Vereinen etc., in der er als Abgesandter der Gemeinde Binz tätig ist.“

Abstimmung: Ja/Stimmen: 12
Nein/Stimmen: 5
Enthaltungen: keine

Zu 9.
Herr Kurowski zeigt auf, dass in hauptamtlich verwalteten Gemeinden ein Hauptausschuss
zu bilden ist. Die Koordinierungsfunktion des Hauptausschusses macht diesen zu dem für
die Planung und Entwicklung der Arbeit der Gemeindevertretung wichtigsten Ausschuss. Er
hat insbesondere sicherzustellen, dass die Fachausschüsse im notwendigen Maß an der
Vorbereitung der Beschlussfassung in der Gemeindevertretung beteiligt werden.
Bei Widersprüchen in Stellungnahmen beteiligter Fachausschüsse kann er auf Klärung noch
vor der abschließenden Behandlung in der Gemeindevertretung hinwirken.

Beschluss-Nr. 53-01-2019
Die Gemeindevertretung wählt in ihrer Sitzung am 27.6.2019 gemäß § 35 Abs.1 KV M-V i.V.
mit § 5 der Hauptsatzung der Gemeinde Ostseebad Binz die Mitglieder des
Hauptausschusses:

Herr Mario Böttcher BfB „Bürger für Binz“
Herr Christian Mehlhorn BfB Bürger für Binz“
Herr Mario Kurowski BfB „Bürger für Binz“
Herr Jürgen Michalski aus der MITTE
Herr Dietrich Tomschin aus der MITTE
Frau Heike Reetz CDU
Herr Ralf Reinbold Zählgemeinschaft SPD/Die Linke
Herr Norbert Schulz Zählgemeinschaft SPD/Die Linke

Abstimmung: Ja/Stimmen: 17 (einstimmig)

Zu 10.1
Herr Kurowski erläutert, dass die Gemeindevertretung neben dem Hauptausschuss weitere
Ausschüsse bilden kann, die in der Regel keine Entscheidungen treffen, sondern die
Gemeindevertretung unterstützen und beraten. Unter den beratenden Ausschüssen findet
sich der Finanzausschuss als Pflichtausschuss.
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Beschluss-Nr. 54-01-2019
Die Gemeindevertretung wählt in ihrer Sitzung am 27.6.2019 gemäß § 36 Abs. 2 KV M-V
i.V.m § 6 der Hauptsatzung der Gemeinde Ostseebad Binz die Mitglieder des
Finanzausschusses.

Gemeindevertreter:
Herr Kai Deutschmann BfB „Bürger für Binz“
Herr Jürgen Michalski aus der MITTE
Frau Heike Reetz CDU

Sachkundige Einwohner:
Herr Reinhard Suhrbier aus der MITTE
Frau Barbara Ohrmann Zählgemeinschaft SPD/Die Linke

Abstimmung: Ja/Stimmen: 17 (einstimmig)

Zu 10.2
Herr Kurowski legt dar, dass in jeder hauptamtlich verwalteten Gemeinde ein
Rechnungsprüfungsausschuss zu bilden ist.

Beschluss-Nr. 55-01-2019
Die Gemeindevertretung wählt in ihrer Sitzung am 27.6.2019 gemäß § 36 Abs. 2 KV M-V
i.V.m § 6 Abs. 4 der Hauptsatzung der Gemeinde Ostseebad Binz die Mitglieder des
Rechnungsprüfungsausschusses.

Gemeindevertreter
Herr Mario Böttcher BfB „Bürger für Binz“
Herr Heinz Borchert Zählgemeinschaft SPD/Die Linke

Sachkundige Einwohner
Frau Myriam Gemperlein aus der MITTE

Abstimmung: Ja/Stimmen: 17 (einstimmig)

Zu 10.3
Herr Kurowski weist darauf hin, dass die Gemeindevertretung neben dem Hauptausschuss
weitere Ausschüsse, die in der Regel keine Entscheidung treffen, sondern die
Gemeindevertretung unterstützen und beraten bilden kann.

Beschluss-Nr. 56-01-2019
Die Gemeindevertretung wählt in ihrer Sitzung am 27.6.2019 gemäß § 36 Abs. 1 KV M-V
i.V.m § 6 der Hauptsatzung der Gemeinde Ostseebad Binz die Mitglieder des Ausschusses
für Soziales, Bildung und Sport.

Gemeindevertreter
Herr Christian Mehlhorn BfB „Bürger für Binz“
Frau Helga Holtz CDU
Herr Marvin Müller Zählgemeinschaft SPD/Die Linke

Sachkundige Einwohner
Frau Anja Sonnabend BfB „Bürger für Binz“
Herr Michael Timm aus der MITTE

Abstimmung: Ja/Stimmen: 17 (einstimmig)
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Zu 10.4
Herr Kurowski weist darauf hin, dass die Gemeindevertretung neben dem Hauptausschuss
weitere Ausschüsse, die in der Regel keine Entscheidung treffen, sondern die
Gemeindevertretung unterstützen und beraten bilden kann.

Beschluss-Nr. 57-01-2019
Die Gemeindevertretung wählt in ihrer Sitzung am 27.6.2019 gemäß § 36 Abs. 1 KV M-V
i.V.m § 6 der Hauptsatzung der Gemeinde Ostseebad Binz die Mitglieder des Ausschusses
für Bau, Verkehr und Umwelt

Gemeindevertreter
Herr Christian Mehihom BfB „BürgerfürBinz“
Herr Helge Colmsee BfB »Bürger für Binz‘
Herr Mario Böttcher BfB „Bürger für Binz
Herr Jürgen Michalski aus der MITTE
Herr Ulf Dohrmann CDU
Herr Norbert Schulz Zählgemeinschaft SPD/Die Linke

sachkundige Einwohner
Herr Thomas Müther BfB „BürgerfürBinz“
Herr Wolfgang Frank aus der MITTE
Frau Comelia Rodrigo CDU
Herr Michael Rohde Zählgemeinschaft SPD/Die Linke
Herr Rene Maske Zählgemeinschaft SPD/Die Linke

Abstimmung: Ja/Stimmen: 17 (einstimmig)

Zu 10.5
Herr Kurowski zeigt auf, dass für Angelegenheiten des Eigenbetriebes ( § 6 EigVO M-V)
nach Maßgabe der Hauptsatzung und der Betriebssatzung ein beratender Ausschuss der
Gemeindevertretung (Betriebsausschuss) im Sinne von § 36 der Kommunalverfassung M-V
zu bilden ist.

Beschluss-Nr. 58-01-2019
Die Gemeindevertretung wählt in ihrer Sitzung am 27.6.2019 die Mitglieder des
Betriebsausschusses des Eigenbetriebes Kurverwaltung.

Gemeindevertreter:
Herr Mario Kurowski BfB „Bürger für Binz“
Herr Kai Deutschmann BfB „Bürger für Binz“
Frau Dr. Manuela Tomschin aus der MITTE
Frau Grit Drahota aus der MITTE
Herr Ulf Dohrmann CDU
Herr Karl-Heinz Borchert Zählgemeinschaft SPD/Die Linke

Sachkundige Einwohner
Frau Jenifer Mehlberg-Marschmann BfB „Bürger für Binz
Herr Ronald Rambow BfB „Bürger für Binz“
Frau Birte Löhr aus der MITTE
Herr Andreas Hennig CDU
Herr Thomas Adrian Zählgemeinschaft SPD/Die Linke

Abstimmung: Ja/Stimmen: 17 (einstimmig)
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Zu 11.
Herr Kurowski erläutert, dass auf der Grundlage des bestehenden Geselischaftervertrages
der Wohnungsverwaltung Binz GmbH ein Aufsichtsrat zu bestellen ist. Daraus ableitend ist
es notwendig, dass die aus den Fraktionen vorgeschlagenen Personen durch Beschluss für
das Mitwirken im Aufsichtsrat bestellt werden.

Beschluss-Nr. 59-01-2019
Die Gemeindevertretung wählt in ihrer Sitzung am 27.6.2019 Vertreter in den Aufsichtsrat
der Wohnungsverwaltung Binz GmbH.

1. Herr Jarno Gomoll BfB „Bürger für Binz“
2. Frau Gisela Lemke BfB „BürgerfürBinz“
3. Frau Grit Drahota aus der MITTE
4. Dr. Helmut Voltz CDU
5. Herr Michael Rohde Zählgemeinschaft SPD/Die Linke
6. Herr Karsten Schneider Bürgermeister

Abstimmung: Ja/Stimmen: 17 (einstimmig)

Zu 12.
Herr Kurowski: Inhalt des Beschlussvorschlages ist die Bevollmächtigung eines Vertreters
der Gemeinde, in der Verbandsversammlung des kommunalen Anteilseignerverbandes
Ostseeküste der E.ON edis AG.

Besch lussvorsch lag
Die Gemeindevertretung bevollmächtigt in ihrer Sitzung am 27.6.2019, Frau Romy Guruz,
Amtsleiterin Bauangelegenheiten und Verkehr mit der Vertretung der Gemeinde, in der
Verbandsversammlung des kommunalen Anteilseignerverbandes Ostseeküste der E.ON
edis AG, soweit der Bürgermeister nicht selbst dort anwesend ist.

Abstimmung: Ja/Stimmen: 7
Nein/Stimmen: 10
Enthaltungen: keine

Die erforderliche Mehrheit wurde nicht erreicht Die Verwaltung wurde beauftragt, einen
neuen Vorschlag für die nächste Sitzung einzureichen.

Zu 13.
Herr Kurowski: Als Schaubeauftragte wurden Herr Reile und Herr Kuljurgis vorgeschlagen.
Als Stellvertreter Herr Kuljurgis und Frau Hoffmann-Dallmann.
Uber die vier Kandidaten wird offen abgestimmt.

Herr Kuljurgis keine
Herr Reile Ja/Stimmen: 17 (einstimmig)

Stellvertreter
Herr Kuljurgis Ja/Stimmen: 17 (einstimmig)
Frau Hoffmann-Dallmann keine

Beschluss-Nr. 60-01-2019
Die Gemeindevertretung bevollmächtigt in ihrer Sitzung am 27.6.2019, Herrn Frank Reile als
Schaubeauftragten im Wasser- und Bodenverband „Rügen“.
Um die Wahrnehmung stetig sicherzustellen, wird Herr Thomas Kuljurgis für die Funktion als
Stellvertreter des Schaubeauftragten bevollmächtigt.
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Abstimmung: Ja/Stimmen: 17 (einstimmig)

Zu 14.
Herr Kurowski: Zu beraten ist im Weiteren über die Bevollmächtigung für die Wahrnehmung
der Funktion als Vorstandsmitglied im Wasser- und Bodenverband „Rügen“.

Beschlussvorschlag
Die Gemeindevertretung bevollmächtigt in ihrer Sitzung am 27.6.2019 Frau Romy Guruz,
Amtsleiterin Bauangelegenheiten und Verkehr der Gemeinde Ostseebad Binz, für die
Wahrnehmung der Funktion als Vorstandsmitglied im Wasser- und Bodenverband „Rügen“,
soweit der Bürgermeister nicht selbst dort anwesend ist.

Abstimmung: Ja/Stimmen: 7
Nein/Stimmen: 10
Enthaltungen: keine

Die erforderliche Mehrheit wurde nicht erreicht. Die Verwaltung wurde beauftragt, einen
neuen Vorschlag für die nächste Sitzung einzureichen.

Zu 15.
Herr Kurowski: Im vorliegenden Beschlussvorschlag geht es um die Bevollmächtigung für
die Vertretung der Gemeinde in der Verbandsversammlung des Zweckverbandes
Wasserversorgung und Abwasserbehandlung Rügen.

Beschlussvorschlag:
Die Gemeindevertretung bevollmächtigt in ihrer Sitzung am 27.6.2019, Frau Romy Guruz,
Amtsleiterin Bauangelegenheiten und Verkehr, mit der Vertretung der Gemeinde in der
Verbandsversammlung des Zweckverbandes Wasserversorgung und Abwasserbehandlung
Rügen, soweit der Bürgermeister nicht selbst dort anwesend ist.

Abstimmung: Ja/Stimmen: 7
Nein/Stimmen: 10
Enthaltungen: keine

Die erforderliche Mehrheit wurde nicht erreicht. Die Verwaltung wurde beauftragt einen
neuen Vorschlag für die nächste Sitzung einzureichen.

Zu 16.
Herr Kurowski: Zu beraten ist im Weiteren über die Bevollmächtigung für die Vertretung
Gemeinde in der Verbandsversammlung des Landschaftspflegeverbandes Rügen e.V.

Beschlussvorschlag:
Die Gemeindevertretung bevollmächtigt in ihrer Sitzung am 27.6.2019, Frau Romy Guruz,
Amtsleiterin Bauangelegenheiten und Verkehr mit der Vertretung der Gemeinde in der
Verbandsversammlung des Landschaftspflegeverbandes Rügen e.V, soweit der
Bürgermeister nicht selbst dort anwesend ist.

Abstimmung: Ja/Stimmen: 7
Nein/Stimmen: 10
Enthaltungen: keine

Die erforderliche Mehrheit wurde nicht erreicht. Die Verwaltung wurde beauftragt einen
neuen Vorschlag für die nächste Sitzung einzureichen.



14

Zu 17.
Herr Kurowski: Der Gemeinde stehen in der Mitgliederversammlung des Städte- und
Gemeindetages M-V ein Grundmandat und ein weiteres Mandat zu. Zur Wahl der
Delegierten kandidieren Herr Krautzun, Frau Holtz und Herr Klein. Bereit zur Kandidatur sind
auch die stellvertretenden Delegierten Herr Garbe und Herr Hennig.

Über die fünf Kandidaten wird offen abgestimmt.

Herr Krautzun aus der MITTE 17
Frau Holtz CDU 7
Herr Klein AfD 10
Herr Garbe aus der MITTE 17
Herr Hennig CDU 17

Beschluss-Nr.61-O1 -2019
Die Gemeindevertretung wählt in ihrer Sitzung am 27.6.2019 nachfolgend aufgeführte
Delegierte für die Mitgliederversammlung des Städte — und Gemeindetages M-V e.V:

1. Delegierter Herr Henning Kraudzun (aus der MITTE)
2. Delegierte! Herr Siegfried Klein (AfD)
Als stellvertretende Delegierte wurden gewählt:

1. Stellvertreter Herr Reinhard Garbe (aus der MITTE)
2. Stellvertreter Herr Andreas Hennig (CDU)

Die Delegierten und ihre Stellvertreter wurden mehrheitlich gewählt.

Herr Kurowski wünscht allen Gewählten viel Erfolg und Kraft bei der Arbeit und ein gutes
Miteinander in den Ausschüssen und Vertretungen.

Zu 18.
Beschluss-Nr. 62-01 -2019
Die Gemeindevertretung beschließt in ihrer Sitzung am 27.6.2019 die Feststellung des
Jahresabschlusses 2017 sowie die Ergebnisverwendung für den Eigenbetrieb Kurverwaltung
Qstseebad Binz.

Abstimmung: Ja/Stimmen: 17 (einstimmig)

Zu 19.
Herr Behrens: Durch die Doppelhaushalte ist die Planungssicherheit für zwei Jahre
gefestigt. Eventuelle Veränderungen bzw. Anpassungen werden durch die Nachträge
reguliert. Die Kalkulation der Kur-und Fremdenverkehrsabgaben werden diesem Turnus
angepasst.
Der Aufwand zur Erstellung eines Haushaltsplanes ist für alle Verwaltungsbereiche relativ
hoch. Durch einen Zwei-Jahres-Rhythmus könnte dieser Aufwand erheblich minimiert
werden. Viele Kommunen und Städte in Mecklenburg-Vorpommern machen von dieser
Möglichkeit Gebrauch. Als Beispiele sind hier Stralsund, Greifswald und Sassnitz zu
nennen.

Beschluss-Nr. 63-01-2019
Die Gemeindevertretung beschließtin ihrer Sitzung vom 27.6.2019, die Haushalte der Kur
und Gemeindeverwaltung ab dem Haushaltsjahr 2020 als Doppelhaushalte zu führen.

Abstimmung: Ja/Stimmen: 17 (einstimmig)



Zu 20.
Herr Schulz legt dar, dass in der Zeit vom 15.2.2019 bis zum 26.3.2019 die zweite Online
Bürgerbeteiligung des Bauamtes stattgefunden habe. Die eingegangenen 113 Vorschläge zu
den Straßennamen seien ausgewertet und der internen Projektgruppe Bau präsentiert
worden. In seiner Sitzung am 11.4.2019 habe der Bauausschuss empfohlen, den
Vorschlägen der internen Projektgruppe Bau im Rahmen der Auswertung der Ergebnisse zu
folgen und die Reorganisation und Umbenennung zur Beschlussfassung durch die
Gemeindevertretung zu empfehGefolgt wurde den Bürgern mit dem Vorschlag „Alte Wache“
für die Parallelstraße zur Nordstraße (Bereich 1).

Bereich 1

Im Weiteren wurde der Empfehlung der Bürger gefolgt hinsichtlich der blauen Markierung
(Bereich 2) aufgrund der geplanten Entwicklung des Gebietes mit verschiedenen Märkten
und einer Promenade mit dem Straßennamen „Marktpromenade‘.

Bei der orangenen Markierung (Bereich 2) wurde der Empfehlung aus der Bürgerwerkstatt
~Marktweg“ nicht gefolgt, da eine Doppelung aus Marktpromenade und Marktweg als
ungünstig erachtet werde. Das danach empfohlene Konzept von Bepflanzungen als
Wegenamen wurde ebenfalls verworfen (nicht umsetzbar, Gründe: z.B. Boden-
beschaffenheit, vorgeschlagene Pflanzen für Straßenrandbepflanzung ungeeignet etc.).
Letztlich wurde vom Ausschuss Bau, Verkehr und Umwelt der Straßenname „Neuer Winkel“
vorgeschlagen.

Bereich 2



Der Vorschlag aus der Bürgerwerkstatt „Zur alten Post“ soll an den Straßennamen aus dem
Bereich 1 angepasst werden. Daher wird empfohlen, aus „Zur alten Post“ nunmehr „Alte
Post“ als Straßenname zu beschließen (Bereich 3).

Bereich 3

Der „Waldweg“ (Bereich 4) werde aufgrund der Planung eines Waldkindergartens und
Wohngebietes erst in Zukunft aktiv werden (Bereich der Garagen an der Zweiten Straße).

Bereich 4

Im Bereich 5 sollte ebenfalls das aus der Bürgerwerkstatt empfohlene Konzept von
„Bepflanzungen als Wegenamen“ aufgegriffen werden. Erläuterungen dazu wurden bereits
getätigt. Letztlich wurde durch den Bauausschuss einstimmig der Straßenname „Erste
Straße“ empfohlen.

Bereich 5

Empfohlen wird, dem Votum der Bürger zu folgen und die Straßennamen „Gewerbegebiet 1
und Gewerbegebiet II“ beizubehalten (Bereich 6 und 7).



Bereich 6 ‘ Bereich 7

Beschluss-Nr. 64-01-2019
Die Gemeindevertretung beschließt in ihrer Sitzung am 27.6.2019, den Vorschlägen der
internen Projektgruppe Bau aus ihrer Sitzung vom 27.3.2019 und dem Votum des
Bauausschusses vom 24.4.2019 im Rahmen der Auswertung der Ergebnisse aus der
Bürgerwerkstatt zu folgen und die Reorganisation und Umbenennung der Straßennamen zu
vollziehen.

Abstimmung: Ja/Stimmen: 17 (einstimmig)

Zu 21.
Herr Schulz: Der Bereich stellt sich als Wohngebiet mit Einzel- und Mehrfamilienhäusern
dar. Derzeit ist eine Entwicklung zum Feriengebiet zu verzeichnen, in dem die Wohnnutzung
zunehmend durch Ferienwohnungen ersetzt bzw. verdrängt wird. Mit einer Ausweisung als
Allgemeines Wohngebiet kann die weitere Zunahme der Ferienwohnnutzung unterbunden
werden, da diese dann nur noch ausnahmsweise zulässig wäre.
Der Bebauungsplan hat in der Zeit vom 17.4.2019 bis 23.5.2019 offen ausgelegen. Der
Bebauungsplan befindet sich in der Beteiligung der Träger öffentlicher Belange. Danach
sind die vorliegenden Stellungnahmen abzuwägen und der Satzungsbeschluss zu fassen.
Am 29.5.2019 hat der Landkreis VR im Rahmen der Aufforderung zur Abgabe einer
Stellungnahme im Beteiligungsverfahren der Träger öffentlicher Belange (Fristende
20.5.2019) um eine Fristverlängerung bis zum 24.6.2019 gebeten. Am 10.9.2019 tritt die
erste Verlängerung der Veränderungssperre für den BP 39 außer Kraft. Die nächste
planmäßige Sitzung der Gemeindevertretung findet am 19.9.2019 statt und damit nach
Ablauf der ersten Verlängerung. Bis zum außer Kraft treten der Veränderungssperre muss
die zweite Verlängerung in Kraft getreten sein.

Die Frage von Herrn Kurowski, ob zwischenzeitlich die Stellungnahme eingegangen ist,
wird von Herrn Schulz verneint.

Herr Michalski: Es ist immer sehr anrüchig wenn eine Veränderungssperre ausgeübt wird.
Sie ist ein Mittel, um entsprechende Probleme im Ort zu heilen. Insofern muss man diese
auf die oberste Priorität setzen und innerhalb von zwei Jahren abarbeiten. Mittlerweile sind
schon drei Jahre verstrichen. Wenn ich höre, der Landkreis hat immer noch nicht seine
Stellungnahme abgegeben, dann steht für mich die Vakanz, im September darüber zu
befinden. Von daher plädiert er der zweiten Verlängerung zustimmen. Wir sollten das
Bauamt in die Verantwortung nehmen, die Angelegenheit so schnell wie möglich vom Tisch
zu bekommen, da in diesem Gebiet insbesondere viele Bürger betroffen sind.
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Beschluss-Nr. 65-01-2019
1. Die Gemeindevertretung beschließt in ihrer Sitzung am 27.6.2019 gemäß § 1416
und 17 (1) BauGS die zweite Verlängerung der Satzung über eine Veränderungssperre für
den Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 39 „Wohnen am Potenberg“ der Gemeinde
Ostseebad Binz für ein Jahr.
2. Die zweite Verlängerung der Satzung ist ortsüblich bekannt zu machen.

Abstimmung: Ja/Stimmen: 17 (einstimmig)

Gemäß § 24 KV M-V ist kein Mitglied der Gemeindevertretung von der Beratung und
Beschlussfassung ausgeschlossen.

Zu 22.
Herr Kurowski: In den folgenden Tagesordnungspunkten 22-23 wurden Anträge auf
Ausnahme von der Veränderungssperre gestellt. Die Veränderungssperre dient dem
Schutz der Planungshoheit der Gemeinde während der Aufstellung von Bebauungsplänen.
Auf den Grundstücken im künftigen Planbereich sollen solche tatsächlichen Veränderungen
verhindert werden, welche die Aufstellung des Bebauungsplanes erschweren oder die
Verwirklichung der künftigen, in dem Bebauungsplan festgesetzten städtebaulichen
Ordnung, beeinträchtigen oder unmöglich machen würden.

Beschluss-Nr. 66-01-2019
Die Gemeindevertretung beschließt in ihrer Sitzung am 27.06.2019 im Rahmen des
Bauantrages:,,Nutzungsänderung Wohnung Nr. 17 in der „Haus Godewind“ in eine
Ferienwohnung, Bahnhofstraße 40‘, der Herstellung des gemeindlichen Einvernehmens für
die Ausnahme von der Veränderungssperre im Bereich des sich in Aufstellung befindlichen
Bebauungsplanes Nr. 39 „Wohnen am Potenberg“ der Gemeinde Ostseebad Binz nicht
zuzustimmen.

Abstimmung: Ja/Stimmen: 17 (einstimmig)

Gemäß § 24 KV M-V ist kein Mitglied der Gemeindevertretung von der Beratung und
Beschlussfassung ausgeschlossen.

Zu 23.
Beschluss-Nr. 67-01-2019
Die Gemeindevertretung beschließt in ihrer Sitzung am 27.06.2019 im Rahmen des
Bauantrages: „Nutzungsänderung einer Wohnung (W 2/3) in eine Ferienwohnung, Pantower
Weg 9“, der Herstellung des gemeindlichen Einvernehmens für die Ausnahme von der
Veränderungssperre im Bereich des sich in Aufstellung befindlichen Bebauungsplane Nr. 39
“Wohnen am Potenberg“ der Gemeinde Ostseebad Binz nicht zuzustimmen.

Abstimmung: Ja/Stimmen: 17 (einstimmig)

Gemäß § 24 KV M-V ist kein Mitglied der Gemeindevertretung von der Beratung und
Beschlussfassung ausgeschlossen.

Zu 24.
Herr Schulz erläutert, dass eine Ausnahme von der Veränderungssperre zugelassen
werden kann, da es sich hier um eine Terrassenüberdachung für ein Eigenheim handelt und
insofern von einer Erhöhung der GRZ nicht auszugehen ist.

Beschluss-Nr. 68-01-2019
Die Gemeindevertretung beschließt in ihrer Sitzung am 27.06.2019 im Rahmen des
Bauantrages: „Errichtung einer Terrassenüberdachung“, der Herstellung des gemeindlichen
Einvernehmens für die Ausnahme von der Veränderungssperre im Bereich des sich in
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Aufstellung befindlichen Bebauungsplane Nr. 43 “Quartier an der Kleinbahn“ der Gemeinde
Ostseebad Binz zuzustimmen.

Abstimmung: Ja/Stimmen: 17 (einstimmig)

Gemäß § 24 KV M-V ist kein Mitglied der Gemeindevertretung von der Beratung und
Beschlussfassung ausgeschlossen.

Zu 25.
Herr Kurowski ruft dem TOP 25 - Beschlussvorschlag Herstellung des gemeindlichen
Einvemehmens zum Antrag auf Befreiung von den Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr.
34 „Wohnen am Eichenweg“ der Gemeinde Ostseebad Binz — zur Beratung auf.

Herr Schulz verweist auf das 2018 gefasste Gerichtsurteil, welches den Bebauungsplan Nr.
34 „Wohnen am Eichenweg“ mit seinen Festsetzungen bestätigt. Die Anzahl der Wohnungen
je Wohngebäude sind auf maximal zwei beschränkt, wobei eine Wohneinheit als
Fremdenzimmer/ Wohneinheit genutzt werden kann. Der Antragssteller beabsichtigt den
Umbau des Untergeschosses zu zwei Dauerwohnungen für Fachkräfte in der Region. Das
bestehende Wohnhaus weist bereits zwei Wohneinheiten auf. Somit wird die Festsetzung
der Anzahl der Wohneinheiten um das Doppelte überschritten.

Beschluss-Nr. 69-01-2019
Die Gemeindevertretung beschließt in ihrer Sitzung am 27.06.2019 im Rahmen des
Bauantrages: „Umbau Untergeschoss Wohnhaus zu zwei Dauerwohnungen, Am Sportplatz
8“, der Herstellung des gemeindlichen Einvernehmens zum Antrag auf Befreiung von den
Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 34 „Wohnen am Eichenweg“ der Gemeinde
Ostseebad Binz nicht zuzustimmen.

Abstimmung: Ja/Stimmen: 17 (einstimmig)

Gemäß § 24 KV M-V ist kein Mitglied der Gemeindevertretung von der Beratung und
Beschlussfassung ausgeschlossen.

Kurowski Wollaeger 9‘
Vorsitzender der Gemeindevertretung Protokollantin


